
 

Stadt Leverkusen  Vorlage Nr. 2025/3255 

Der Oberbürgermeister 
  

II/02-205-01-schef 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
12.03.2025 
Datum 

 
 

Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 

Finanz- und Digitalisierungsaus-
schuss   

31.03.2025 Beratung öffentlich 

Rat der Stadt Leverkusen   07.04.2025 Entscheidung öffentlich 

 

Betreff:  

Übernahme einer Ausfallbürgschaft für die Stadtteilentwicklungs- und 
Projektgesellschaft Wiesdorf/Manfort mbH (SEPG) 
 
 
Beschlussentwurf: 
 
1. Die Stadt Leverkusen übernimmt für die SEPG eine Ausfallbürgschaft in Höhe von 

11,76 Mio. € zur Finanzierung weiterer Investitionen in den Ausbau des Corner82 
(ehemals „Kaufhof“) und eines hiermit notwendigen Investitionskredits.  
 

2. Die Stadt Leverkusen wird ermächtigt, im Bedarfsfall die Ausfallbürgschaft auf ma-
ximal 15,0 Mio. € zu erhöhen, damit die SEPG einen Kreditrahmen von 18,75 Mio. € 
in Anspruch nehmen kann.   
 

3. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein entsprechendes Anzeigeverfahren gem. 
§ 87 Abs. 2 GO NRW einzuleiten. 

 
 
gezeichnet: 
 In Vertretung 
Richrath Molitor 
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I) Finanzielle Auswirkungen im Jahr der Umsetzung und in den Folgejahren 
 

 Nein (sofern keine Auswirkung = entfällt die Aufzählung/Punkt beendet) 
 

 Ja – ergebniswirksam 
Produkt:       Sachkonto:       
Aufwendungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 
 Ja – investiv 
Finanzstelle/n:       Finanzposition/en:       
Auszahlungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 

Maßnahme ist im Haushalt ausreichend veranschlagt 
 Ansätze sind ausreichend 
 Deckung erfolgt aus Produkt/Finanzstelle       
 in Höhe von       € 
 

Jährliche Folgeaufwendungen ab Haushaltsjahr:       
 Personal-/Sachaufwand:       € 
 Bilanzielle Abschreibungen:       €  

Hierunter fallen neben den üblichen bilanziellen Abschreibungen auch einmalige bzw. Sonderabschrei-
bungen. 

 Aktuell nicht bezifferbar  
 
Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam) ab Haushaltsjahr: 2025 

 Erträge (z. B. Gebühren, Beiträge, Auflösung Sonderposten): rd. 154 T€ 
Produkt: 092701 Sachkonto 469100 
 
Einsparungen ab Haushaltsjahr:       

 Personal-/Sachaufwand:       € 
Produkt:       Sachkonto       
 

 ggf. Hinweis Dez. II/FB 20:              
 
II) Nachhaltigkeit der Maßnahme im Sinne des Klimaschutzes: 

Klimaschutz  
betroffen 

Nachhaltigkeit 
 

kurz- bis 
mittelfristige 

Nachhaltigkeit 

langfristige 
Nachhaltigkeit 

 

 ja   nein   ja   nein  ja   nein  ja   nein 
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Begründung: 
 
Zu Beschlusspunkt 1.:  
 
Mit Beschluss des Rates der Stadt Leverkusen vom 13.11.2023 (Vorlage Nr. 
2023/2588) hat die Stadt Leverkusen für die SEPG eine Ausfallbürgschaft in Höhe von 
7,2 Mio. € für einen zur Finanzierung des Kaufs der Immobilie „Kaufhof“ (jetzt „Cor-
ner82“) benötigten Investitionskredit übernommen. 
 
Nachdem der bei Ankauf übernommene Mietvertrag (20.371 m² zu 2,95 €/m² | 
720.000 € p.a. Grundmiete) aufgrund der Insolvenz des Mieters im August 2024 ausge-
laufen ist, wurde die Planung für die Umbaumaßnahme vorangetrieben. Im Kern besteht 
die Maßnahme aus der Revitalisierung / Sanierung, dem Umbau sowie der Umnutzung 
von einem Einzelmieter- zu einem Mehrmieter-Objekt, womit ein nachhaltigerer und 
stabilerer Nutzungsmix erreicht werden soll. Die Maßnahme hat eine Verkleinerung der 
Mietfläche um 15 % (rd. 17.310 m²) zur Folge, führt jedoch aufgrund der besseren Ver-
mietbarkeit der kleineren Einheiten zu einer Mietsteigerung i. H. v. bis zu knapp 200 % 
(nach aktueller Schätzung durchschnittlich 10,25 €/m² Grundmiete). Zwei Mietverträge 
über 5.233 m² wurden bereits abgeschlossen, ein weiterer über 4.400 m² befindet sich 
in Verhandlung. Neben der Entrümpelung und dem notwendigen Rückbau sind vor al-
lem Investitionen in die Erneuerung der Elektro- und Sanitärinstallationen sowie in die 
Versorgung der neu zu schaffenden Einheiten mit Wärme-/Be- und Entlüftungsanlagen 
notwendig.  
 
Das Finanzierungskonzept für den Corner82 sieht vor, dass die geplante Investitions-
summe zum Teil durch Fremdkapital finanziert werden soll. Im Rahmen der Planung 
und der bisherigen Abstimmungen ist ein weiterer Eigenkapitaleinsatz i. H. v. 2 Mio. € 
notwendig, der im städtischen Haushalt eingeplant und dessen Bereitstellung durch die 
Bezirksregierung bereits genehmigt ist. Der Finanzplan stellt sich bis Ende 2026 dem-
nach wie folgt dar: 
 

Mittelverwendung EUR Mittelherkunft EUR 

KG 100 
Grundstückskosten 
(Ankauf + Bewirtschaf-
tung) 

 12.174.600  Eigenkapital Ankauf 4.500.000  

KG 
200/300/400 

Baukonstruktion und 
techn.  
Gebäudeausrüstung 

 11.413.300  Eigenkapital Umbau 2.000.000 

KG 700 Baunebenkosten  3.586.700  Eigenkapital Stadt Leverkusen 6.500.000 

KG 800 Finanzierungskosten  2.421.300  Fremdkapital Ankauf 9.000.000 

KG 900 Marketing und Vertrieb  451.300  Fremdkapital Umbau  14.700.000 

  
Fremdkapital 23.700.000 

Gesamtprojekt netto  30.047.200  Summe EK+FK 30.200.000 

Umsatzsteuer 2.974.000 Umsatzsteuer-Rückerstattung 2.974.000 

Gesamtprojekt brutto  33.021.200  Mittelherkunft gesamt 33.174.000 
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Die Sparkasse Leverkusen hat zwischenzeitlich signalisiert, dass für die Gewährung des 
für den Umbau benötigten Fremdkapitalanteils i. H. v. 14,7 Mio. € eine weitere Ausfall-
bürgschaft durch die Stadt Leverkusen i. H. v. 80 % des Darlehensbetrages erforderlich 
wird. Nach der oben dargestellten aktuellen Finanzplanung ist somit eine Bürgschaft 
i. H. v. 11,76 Mio. € zur Besicherung des Darlehens erforderlich. 
 
Zu Beschlusspunkt 2.:  
Nach vorheriger Abstimmung mit der Bezirksregierung sollte der maximal zu gewähren-
de Bürgschaftsbetrag mit einem Rahmen gewählt werden, der eine Kreditaufnahme 
über den jetzt benötigten Darlehensbetrag hinaus erleichtert. Eine erneute Beschluss-
fassung des Rates und die danach erforderliche Anzeige bei der Bezirksregierung wä-
ren damit obsolet. Die Besicherungsmöglichkeit durch die städtische Bürgschaft soll 
demnach bis zu 15 Mio. € betragen (= 80 % des maximalen Darlehensbetrages von 
18,75 Mio. €). 
 
Zu Beschlusspunkt 3.:  
Gem. § 87 Abs. 2 GO NRW darf die Gemeinde Bürgschaften und Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen nur im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben übernehmen. Die Ent-
scheidung der Gemeinde zur Übernahme ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich, spätes-
tens einen Monat vor der rechtsverbindlichen Übernahme, anzuzeigen. 
 
 
Begründung der einfachen Dringlichkeit: 
 
Aufgrund von noch notwendigen Abstimmungsarbeiten konnte die Vorlage erst zum 
Nachtragstermin erstellt werden.  
 
 

Anlage/n:  

Anlage 1_SEPG_Modifizierte Ausfallbürgschaft_Entwurf 
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